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Kommentar der anderen

HANS RAUSCHER

Rettung und Bestrafung
von Banken und Staaten

Die berühmte
Intellektuel-
len-Zeitschrift
New Yorker
stellt in einem
langen Artikel
die Frage:
What good is
Wall Street?

und gibt im Untertitel gleich
die Antwort: Much of what in-
vestment bankers do is socially
worthless. Wobei
socially hier nicht „sozial“ be-
deutet, sondern „gesellschaft-
lich“.

In der Tat: Wofür ist Wall
Street (und ein Großteil der
internationalen Finanzinsti-

tutionen) noch gut? Um die
Welt in die größte Wirtschafts-
katastrophe seit den Dreißiger-
jahren zu stürzen? Um eine
riesige Finanzblase zu schaf-
fen, die ganze Staaten in den
Abgrund zu reißen droht und
die mit der bisher akzeptierten
Funktion von Banken und an-
deren Finanzinstitutionen,
nämlich die Finanzierung des
Wirtschaftslebens zu betrei-
ben, nichts mehr zu tun hat?

In der Finanzkrise mussten
die Banken von den Staaten
gerettet werden. Dann waren
die Staaten dran (Griechen-
land, Irland, demnächst viel-
leicht ...), die gerettet werden
mussten, weil sonst die Ban-
ken, die ihnen Unsummen ge-
liehen haben, hopsgehen.
Oder genauer: Irland musste
seine Banken retten, die sich
kriminell übernommen hatten,
übernahm sich dabei und
muss selbst gerettet werden,
damit die europäischen Ban-
ken, die Irland und seinen
Banken kriminell zu viel gelie-
hen haben, nicht hopsgehen.

Und warum lässt man die
Banken nicht einfach über die
Klinge springen? Weil dann
die Ersparnisse von halb Euro-
pa weg wären, wir eine De-
pression mit Arbeitslosenraten
von 30 Prozent hätten und am
Ende eine Art Faschismus

käme. Hatten wir alles schon
einmal. Es scheint nur bei den
Leuten in Vergessenheit gera-
ten zu sein, die statt Banken-
rettung lieber (noch) mehr
Transferleistungen hätten.

All die schlauen Vor-
schläge, wie man die
Eurokrise bewältigen

könnte – die starken Eurolän-
der schaffen den Euro ab oder
die schwachen Euroländer tre-
ten aus dem Euro aus – hätten
den gleichen Effekt. Die Leute
würden nicht mehr an die Si-
cherheit ihres Geldes glauben.
Und dann läuft derselbe Film
ab: Bankenzusammenbruch,
Wirtschaftskrise, Massenar-
beitslosigkeit, Extremismus.
Man kann auch den Euro
nicht einfach hopsgehen las-
sen.

Na gut, und wie soll das ge-
hen? Man wird einige jener
Banken, die das alles mitver-
ursacht haben, kontrolliert
pleite gehen lassen müssen.
Ähnliches bei einzelne Staa-
ten. Sie haben – genau so wie
viele Banken – zu viel auf
Pump finanziert. Ob das nun
weit überbewertete Immobi-
lien oder ungedeckte Ausga-
ben für Frühpensionen sind.

Auf die Rettung von Ban-
ken und Staaten muss
die abschreckende Be-

strafung folgen. Die Staaten
dürfen nicht wieder vom Fi-
nanzsektor in Geiselhaft ge-
nommen werden können.
Aber auch die Staaten selbst
müssen gehindert werden,
wieder über ihre Verhältnisse
zu leben. Es gibt dafür techni-
sche Instrumente. Sie müssen
allerdings von verantwortli-
chen und mutigen Regierun-
gen mit großem Geschick ein-
gesetzt werden. Blickt man auf
Länder mit einer vollkommen
verantwortungsloser Regie-
rung, wie etwa Italien, lernt
man das Fürchten. Und das
wird nicht so schnell verge-
hen.
hans.rauscher@derStandard.at

Streitende Erinnerungen, Schuld und Verant-
wortung werden immer noch neu zugeordnet.
In den Staaten Ex-Jugoslawiens gibt es auch 15

Jahre nach dem Ende des Kriegs sich widerspre-
chende Vergangenheitsinterpretationen, mitunter
geht der Bürgerkrieg, in der Art, wie an ihn erinnert
wird, sogar weiter. Der Politologe Vedran Džihić
analysiert in dem Sammelband Conflict and Memo-
ry: Bridging the Past and Future in (South East) Eu-
rope, dass sich der Balkan in einer Zone des „schi-
zophrenen Übergangs“ befindet. Auf der einen Sei-
te gibt es mutige Schritte zur Aufarbeitung der Ver-
gangenheit, andererseits dauere eine „beinahe fa-
schistische Verleugnung der Prozesse in den
1990ern noch an“. „Auf dem Balkan sind
alle Opfer“, sagte Džihić anlässlich der
Präsentation des Buches vergangene Wo-
che in Wien. In diesem Opferdiskurs
würde eine ganze Generation in einer
„nationalen Vergangenheitsdeutung“ ge-
prägt. Auch die serbische Aktivistin
Nataša Kandić sieht das Problem darin,
dass „wir die anderen Opfer nicht se-
hen“. Der Diplomat Wolfgang Petritsch
betont, dass auch in Österreich kein Kon-
sens über die Geschichte bestehe.

Tatsächlich steht „Südosteuropa“ im Buchtitel in
einer Klammer. In dem Beitrag des Wiener Histori-
kers Oliver Rathkolb wird verdienstvollerweise der
Bogen bis zur österreichischen Erinnerungskultur
und Unkultur gespannt. Interessant sind die Ergeb-
nisse einerUmfragedesLudwig-Boltzmann-Instituts
für Europäische Geschichte. Die Frage, ob Österreich
das erste Opfer Hilter-Deutschlands war, bejahen
noch immer mehr als 40 Prozent der Österreicher.
Immerhin ist die Zuschreibung von Verantwortung
für die Verbrechen im Zweiten Weltkrieg aber seit
den 80ern stark gestiegen.

Rathkolb kommt zum Schluss, dass es in Europa
ein einziges Modell gibt, in dem die Feindbilder auf-

gelöst werden konnten: die Beziehungen
zwischen Frankreich und Deutschland. Al-
lerdings, so Rathkolb, sei das nur durch ei-
nen starken externen Moderator möglich
gewesen, nämlichdieUSA.Das ist auchdas
Ernüchternde an dem Buch: Die Erkennt-
nis, dass die ex-jugoslawischen Staaten so
einen Mediator weder in den USA noch in
der EU gefunden haben. Adelheid Wölfl
„Conflict and Memory: Bridging Past and
Future in (South East) Europe“. 326 Sei-
ten, Nomos Verlag 2010
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Streitende Erinnerungen

Minister beim Wort nehmen
Betrifft: „Ist der Vertrauensschutz
pensionsreif?“ von Peter Warta

der Standard, 22. 11. 2010
Hunderttausende Mitarbeiter
österreichischer Unternehmen
haben ihre Ansprüche auf Zusatz-
pensionszahlungen durch diese
Unternehmen Pensionskassen
übertragen. Anlässlich der Über-
tragung dieser vertraglich abgesi-
cherten Forderungen haben sie
auf eine Gesetzgebung vertraut,
die ihnen den Kapitalerhalt der
übertragenen Summen und eine
Mindestverzinsung dieses Kapi-
tals garantiert hatte. Dieses Ver-
trauen erschien dem Verfassungs-
gerichtshof bei entsprechenden
Gesetzesnovellierungen, die diese
Eckpunkte des Pensionskassen-
systems beseitigten, nicht schüt-
zenswert.

Wenn Herrn Minister Hunds-
torfer der Vertrauensschutz bei
den Pensionen so sehr am Herzen
liegt, sollte er sofort die Vorschlä-
ge der Pensionskassen und ihrer
Geschädigten (sie erhalten bis zu
45 % weniger Pension als zuge-
sagt) aufgreifen und eine gesetzli-
che Sanierung dieses dem Ver-
trauensschutz krass widerspre-
chenden Zustandes herbeiführen.

Dr. Anton Schwarz
1210 Wien

Blick über den Tellerrand
Betrifft: „VP will Lehrer ganz den
Ländern überlassen“

der Standard, 20.11. 2010
Ich empfehle der ÖVP, in dieser
Frage einmal über den Tellerrand
hinauszuschauen und zwecks Ho-
rizonterweiterung den Blick zu
dem Nachbarn schweifen zu las-
sen, der in Bevölkerungsstruktur
und kultureller Prägung noch am
ehesten Österreich ähnelt.

Das deutsche Bundesland Bay-
ern hat 12,4 Mio. Einwohner und
ist in sieben Regierungsbezirke
eingeteilt, von denen der kleinste
1,1 Mio. Einwohner zählt.

Nun appelliere ich an die Fan-
tasie der Leser/innen. Man stelle
sich vor, ein Regierungspräsident
(vergleichbar mit Landeshaupt-
mann) käme auf die Idee, die Per-
sonalhoheit für die Lehrer in sei-
nem Regierungsbezirk (Bundes-
land) an sich reißen zu wollen.
Würden sich die Kollegen Regie-
rungspräsidenten dem anschlie-
ßen wollen? Gar einen Beschluss
auf höchster Parteiebene der kon-
servativen Regierungspartei her-
beiführen? Nein, er würde ob sei-
ner kleingeistigen Weltfremdheit
auf allen Seiten Gelächter, Hohn
und Spott oder zumindest Kopf-
schütteln ernten.

Wolfgang Stork
4813 Altmünster

LESERSTIMMEN

nich’schen Zentralisierungs- und
Kontrollgesinnung? Kann ein und
dieselbe Maßnahme zugleich eta-
tistisch und neoliberal, autoritär
und marktförmig, rückwärtsge-
wandt und zukunftsweisend sein?

Nun, in den paradoxen, um
nicht zu sagen grotesken Unter-
gangs- und Übergangszeiten, die
wir alle – und Österreich auf sei-
ne spezielle Weise – zu durchle-
ben die Ehre haben, ist dies nicht
nur möglich, sondern womöglich
auch notwendig. Hier nämlich,
früher als anderswo, war es immer
der Staat, der im Brustton seiner
Autorität seine Subjekte
lehrte, sich auf dem
Markt zu behaupten. Der
Staat fungiert in sozial-
partnerschaftlicher Har-
monie als Markterzieher.
Und die „Maßnahme“ ist
dafür ein Schulbeispiel:
Die Ministerin sagt:
„Gehts raus in die Welt,
suchts euch da Geld!“
Gut gebrüllt, Löwin.

Nun ist es in der Tat ja
der Witz der außeruni-
versitären Forschung,
dass sie vom schwerfälligen, vom
Staat verwalteten Uni-Apparat
frei ist. Wir wollen gerne glauben,
dass die Forschung und Lehre an
den Unis inhaltlich frei ist von
staatlichen Eingriffen. Doch gilt
dies zweifellos nicht für struktu-
relle Bedingungen, formale Gege-
benheiten, Verwaltungsfragen
und nicht zuletzt die großen Stra-
tegielinien, die nicht selten Beam-
tenkreise mitbestimmen, deren
Nähe zum „State of the Art“ der in-
ternationalen Forschung zuwei-
len angezweifelt werden kann.
Warum sonst wäre es gerade
Österreich, der kulturellen Hoch-
burg in Europa, noch nicht gelun-
gen, ein zeitgemäßes Institut für
Kulturwissenschaft im eigentli-
chen Sinne zu schaffen?

Forschungspolitisches Paradoxon

In einem „Kommentar der An-
deren“ vom 13. November 2010
sah sich Peter A. Markowich,

Professor für angewandte Mathe-
matik u. a. in Cambridge – und so-
mit Angehöriger eines privat fi-
nanzierten, vor allem für die Stu-
dierenden und ihre Angehörigen
sehr kostspieliges Elitesystems –,
bemüßigt, den Regierung und Mi-
nisterium zu ihrer wackeren Tat,
die Unterstützung für unabhängi-
ge Forschungsinstitutionen zu
streichen, zu gratulieren. Und als
gelte es, sich als Vorzugsschüler
des neoliberalen Mainstream zu
profilieren, sieht er in jener ehe-
maligen Basisförderung gar DDR-
hafte Züge. – Nun ja.

Andererseits aber meldete sich
ein Funktionär kernig zu Wort

und lobtedieMaßnahmealsRück-
kehr zur straff organisierten, „eta-
tistischen“ Forschungspolitik. In
der Forschung möge nur leben,
was an den großen, zwar trägen,
dafür staatlich kontrollierten Kör-
per der Mutteruniversität „ange-
bunden“sei.

Was ist sie denn nun, die so wi-
dersprüchlich gelobte „Maßnah-
me“ – Nachholen neoliberaler
Notwendigkeiten, die staatliche
Gießkanne endlich versiegen zu
lassen, oder Wiedererweckung
der in österreichischer DNA stets
schlummernden Metter-

Katherina Zakravsky

Wie man Metternich’sche
Kontrollgesinnung und
Neoliberalismus unter

einen Hut zwängt:
zur Argumentationslogik
der Rotstift-Verteidiger

in der Debatte um die
außeruniversitären

Forschungsinstitute.

Hingegen ist es eben das Privi-
leg der außeruniversitären Ein-
richtungen, schnell und unbüro-
kratisch auf internationale Ent-
wicklungen zu reagieren, und –
wie etwa im Falle des IFK – füh-
rende internationale Gelehrte zu
regelmäßigen Vorträgen und
Workshops einzuladen, die noch
nie das Innere der Alma Mater ge-
sehen haben. Da wird der Absol-
vent einer Austro-Uni schockartig
mit völlig neuen und ungewohn-
ten Forschungsrichtungen kon-
frontiert – ein Kulturschock, auf
den ihn/sie die meist auf isolierte

Einzelforschung zielen-
de staatliche Uni keines-
wegs vorbereitet hat. – Ist
die „Maßnahme“ also
eventuell eine therapeu-
tisch wertvolle Entschei-
dung, hiesigen (Kultur-)
Wissenschaftern künftig
die oft beschämende
Konfrontation mit dem
Forschungsstand in an-
deren Ländern zu erspa-
ren? Könnte ja sein, dass
solche Begegnungen die
in Österreich stets laten-

te Tendenz zu Minderwertigkeits-
gefühlen fördern.

Die den Markt predigende Poli-
tik hat jedenfalls nicht bedacht,
dass sich in Österreich aus struk-
turellen Gründen nie eine Infra-
struktur der privaten Wissen-
schaftsförderung entwickeln
konnte. Die politische Kultur ist
selbst der Grund, warum außer-
halb ihrer Schirmherrschaft
nichts gedeiht. Folglich ist die
Antwort wieder einmal: Mehr
Staat im Namen des Marktes. Also
Anbindung andenaltenundüber-
forderten universitären Apparat!

KATHERINAZAKRAVSKY, Jg.1965,Kul-
turtheoretikerin und Performancekünst-
lerin, ist zurzeit Gastprofessorin am In-
stitut für Philosophie der Uni Wien.

Mehr staatliche Kontrolle im Dienste der Marktwirtschaft? Illu.: „Der Denker-Club“, Karikatur aus der Metternich-Ära

Vom „Strei-
chen“ und

„Anbinden“:
Katherina Za-
kravsky F.: net


